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Stellungnahme der Allianz der Wissenschaftsorganisationen 
zu den Darstellungen in der FAZ zum Thema Open Access 

Viele Wissenschaftler machen ihre Publikationen schon heute der Öffentlichkeit kos-
tenfrei zugänglich. Diese Praxis wird als Open Access bezeichnet. Die Frankfurter All-
gemeine Zeitung (FAZ) hat am 26. Oktober 2011 einen Namensbeitrag des stellvertre-
tenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Günter Krings, veröffent-
licht, der zum einen nicht die von den meisten Wissenschaftlern geteilte Position zu 
Open Access widerspiegelt und zum anderen ein schiefes Licht auf die Debatte wirft. 

Das Thema Open Access ist für die Allianz der Wissenschaftsorganisationen ein zentrales 
Anliegen. Open Access ermöglicht nicht nur eine rasche Diskussion aktueller Forschungser-
gebnisse, sondern unterstützt die Interdisziplinarität der Wissenschaft sowie die internationa-
le Zusammenarbeit. Open Access erleichtert auch den Transfer der Ergebnisse in Wirtschaft 
und Gesellschaft und fördert die Sichtbarkeit der Forschung. 

Die Einlassungen des MdB Günter Krings lassen diese Vorteile völlig außer Acht und rücken 
Verlagsinteressen in den Mittelpunkt. Doch dabei sollte berücksichtigt werden, dass die we-
sentlichen Leistungen von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern erbracht werden. 
Diese leisten die der Publikation zugrunde liegenden Forschungsarbeiten und verfassen die 
Artikel. In den meisten Fällen erhalten sie für ihre wissenschaftlichen Publikationen von den 
Verlagen kein Honorar. Von den Autorinnen und Autoren wird außerdem oft verlangt, druck-
reife Manuskripte abzuliefern und die Nutzungsrechte an ihrem Werk dem Verlag exklusiv 
und vollständig zu übertragen. Auch die Qualitätskontrolle, das „Peer Review“, wird von Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern – in der Regel wieder ohne Honorierung durch die 
Verlage – erbracht. Die Leistungen der Verlage erschöpfen sich also in der Organisation des 
Peer-Review-Prozesses, der Redaktion, dem Druck bzw. der Online-Bereitstellung, dem Ver-
trieb und der Werbung. Diese Leistungen müssen selbstverständlich vergütet werden – aber 
angemessen. 

Forscherinnen und Forscher erhalten ihre Mittel zum weitaus überwiegenden Teil von der 
öffentlichen Hand. Die Steuerzahler finanzieren also die Wissenschaft und deren Ergebnis-
se. Bibliotheken und Forschungseinrichtungen bis hin zu einzelnen Wissenschaftlern schlie-
ßen teure Abonnements ab oder bezahlen Zugänge zu Datenbanken, um diese Ergebnisse 
bereitzustellen. So bezahlt die öffentliche Hand ein zweites Mal. Die zum Teil exorbitant stei-
genden Kosten für die Zeitschriftenabonnements können von vielen Bibliotheken nicht mehr 
in der nötigen Breite aufgebracht werden, so dass die Bibliotheken ihrer Pflicht als Informati-
onsversorger schon lange nicht mehr ausreichend nachkommen können. Die Ergebnisse 



öffentlich finanzierter Forschung werden so zwar veröffentlicht, bleiben aber für viele Fach-
kollegen und Studierende unzugänglich oder können nur eingeschränkt nachgenutzt werden, 
da hierzu erforderliche Verwertungsrechte ausschließlich bei den Verlagen sind. Diese Situa-
tion ist im derzeitigen System des wissenschaftlichen Publizierens leider kein Einzelfall, son-
dern eher die Regel. 

So geht der Vorwurf, den Dr. Krings in der FAZ gegen die Deutsche Forschungsgemein-
schaft (DFG) erhebt, sie enteigne die Angehörigen des Mittelbaus zugunsten der Lehrstuhl-
inhaber, denen sie ihre Ergebnisse unentgeltlich zur Verfügung stellen wolle, an den Tatsa-
chen vorbei. Er steht in einer Reihe von überwiegend haltlosen Vorwürfen gegen die DFG in 
der FAZ (zuletzt am 19.10.2011), die die Allianz der Wissenschaftsorganisationen mit allem 
Nachdruck zurückweist. 

Heute ist der zeitnahe Zugriff auf Forschungsergebnisse auf eine begrenzte Zahl gut ausge-
statteter Bibliotheken an Universitäten oder Forschungseinrichtungen beschränkt, so dass 
der problemlose Zugriff auf Forschungsergebnisse und damit die Forschung selbst zuneh-
mend behindert werden. Mit Open Access dagegen würden Wissenschaft und Öffentlichkeit 
jederzeit und überall ungehindert Zugang zu den Ergebnissen öffentlich geförderter For-
schung haben. Die von der Allianz vorgeschlagenen und auch bereits praktizierten Open-
Access-Modelle erlauben es den Verlagen zum Teil auch weiterhin Geld zu verdienen. Das 
heißt, die Steuerzahler bezahlen immer noch, erhalten dafür aber – manchmal mit einer zeit-
lichen Verzögerung – immerhin Einsicht in sämtliche Forschungsergebnisse. Ein Modell mit 
sechsmonatiger Verzögerung bietet zum Beispiel die international renommierte Zeitschrif-
tengruppe „Nature“ bereits seit mehreren Jahren an, da dem Verlag selbst daran gelegen ist, 
dass möglichst viele Menschen Zugang zu den dort veröffentlichten Studien haben. 

Von Open Access profitieren alle Studierenden und alle Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler, weil sie sich via Open Access über die erarbeiteten Forschungsergebnisse infor-
mieren können und auf dieser Grundlage zum wissenschaftlichen Fortschritt beitragen kann. 
Und nicht zuletzt würden kleine und mittelständische forschungsintensive Unternehmen, die 
sich derzeit den Zugang zu aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen immer weniger leis-
ten können, direkt von Open Access profitieren. 

Der Allianz der Wissenschaftsorganisationen geht es darum, die bestehenden Hindernisse 
zur Nutzung urheberrechtlich geschützter Werke für Forschung und Lehre abzubauen und 
Open Access zu ermöglichen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sind gegenüber 
den Verlagen und deren Quasi-Monopolstellung in einer stark benachteiligten Situation. Das 
unabdingbare Zweitveröffentlichungsrecht würde die Position wissenschaftlicher Autoren 
stärken. Damit ist kein Zwang verbunden: Unabdingbares Recht bedeutet, dass Autorinnen 
und Autoren nicht verpflichtet werden können, ihr Recht exklusiv an Verlage abzutreten. Ob 
sie es etwa für eine Zweitpublikation mit Open Access selbst wahrnehmen, bleibt ihnen über-
lassen. Der Wille der Wissenschaft zur Öffentlichkeit und die damit verbundene Demokrati-
sierung des Zugangs zum Wissen verdienen breite gesellschaftliche Unterstützung. Einseiti-
ge Polemiken dienen der Sache nicht. 

Hintergrundinformation 

Zur Allianz der Wissenschaftsorganisationen gehören folgende Organisationen: 

– die Alexander von Humboldt-Stiftung, 
– die Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina, 



– der Deutsche Akademische Austauschdienst, 
– die Deutsche Forschungsgemeinschaft, 
– die Fraunhofer-Gesellschaft, 
– die Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren, 
– die Hochschulrektorenkonferenz, 
– die Leibniz-Gemeinschaft, 
– die Max-Planck-Gesellschaft und 
– der Wissenschaftsrat. 
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Die Leibniz-Gemeinschaft 
Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 87 selbständige Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht 
von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, und Sozialwissenschaf-
ten bis hin zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute bearbeiten gesellschaftlich, ökonomisch 
und ökologisch relevante Fragestellungen strategisch und themenorientiert. Dabei bedienen sie sich 
verschiedener Forschungstypen wie Grundlagenforschung, anwendungsorientierter Forschung, wis-
senschaftlicher Infrastrukturen und forschungsbasierter Dienstleistungen. Die Leibniz-Gemeinschaft 
setzt Schwerpunkte im Wissenstransfer in Richtung Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlich-
keit. Sie pflegt intensive Kooperationen mit den Hochschulen, u.a. über gemeinsame 
Wissenschaftscampi, und mit der Industrie und anderen Partnern im In- und Ausland. Ihre Einrichtun-
gen unterliegen einem maßstabsetzenden transparenten und externalisierten Begutachtungsverfah-
ren. Jedes Leibniz-Institut hat eine Aufgabe von gesamtstaatlicher Bedeutung. Daher fördern Bund 
und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen etwa 
16.800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, davon sind ca. 7.800 Wissenschaftler, davon wiederum 3.300 
Nachwuchswissenschaftler. Der Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,4 Mrd. Euro, die Drittmit-
tel betragen etwa 330 Mio. Euro pro Jahr. 
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